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Die Eskalation der Gewalt im Nahen Osten 
und das Zusammenleben von Juden und  

Muslimen in Deutschland  

von Werner Schiffauer 

 
Dieses Positionspapier speist sich aus der 
Sorge um die Zukunft einer pluralen Gesell-
schaft in Deutschland. Wir beobachten, wie 
seit dem 7. Oktober Frontenbildung, Intole-
ranz und Polarisierung zwischen gesellschaft-
lichen Gruppen ein bisher nicht gekanntes 
Ausmaß angenommen haben. Die Bereit-
schaft, einander zuzuhören, ist entsprechend 
gesunken. Allenthalben ist eine grobe Verein-
fachung der Positionen zu beobachten. Sergey 
Lagodinsky MdEP formulierte Ende Januar 
2024 sehr treffend: "Etwas ist grundlegend 
falsch mit einer Welt, die nicht beides schafft: 
palästinensische Menschen und Opfer zu be-
trauern und jüdische Opfer anzuerkennen – 
und die Komplexitäten anzuerkennen, mit de-
nen beide Völker konfrontiert sind und mit de-
nen sie kämpfen." 
 

I 

Die Eskalation der Gewalt im Nahen Osten be-
lastet das Zusammenleben von Juden und 
Muslimen in Deutschland stark. Auch wenn es 
sich primär um einen Konflikt zwischen Paläs-
tinensern und Israel handelt und nicht zwi-
schen Juden und Muslimen, führt die religiöse 
Codierung dazu, dass beide Gruppen ihre Zu-
kunft in Deutschland in Frage gestellt sehen. 

Es muss unser aller Anliegen sein, das Zusam-
menleben zu sichern. 
  
Zur Beendigung der Gewalt im Nahen Osten 
können wir nur wenig beitragen. Wir haben gro-
ßen Respekt vor den Stimmen aus den jüdi-
schen und muslimischen Communities, die ak-
tiv versuchen, der Polarisierung entgegenzu-
wirken und Brücken zu bauen. Wenn es uns ge-
meinsam gelingt, hier zu einem respektvollen 
Miteinander zu kommen, ist das ein wichtiger 
Beitrag, um verfestigte Feindbilder und Hass-
strukturen aufzubrechen. 
 
Auch wenn dieser Prozess von den jüdischen 
und muslimischen Stimmen getragen werden 
muss, spielen auch die nicht-muslimischen und 
nicht-jüdischen Stimmen – also die sogenannte 
Mehrheitsgesellschaft – eine wichtige Rolle in 
diesem Prozess. Von dieser Seite ist ein grund-
sätzlicher Respekt für die Sichtweisen beider 
gesellschaftlicher Gruppen unabdingbar. Eine 
einseitige Parteinahme hingegen belastet die 
Suche nach einer gemeinsamen Zukunft in 
Deutschland.  Sowohl jüdische als auch musli-
mische Deutsche müssen Deutschland als ihre 
Heimat sehen und vor allem fühlen dürfen und 
können.  
 
Muslime in Deutschland können ebenso wenig 
für den Terror der Hamas verantwortlich ge-
macht werden wie Juden in Deutschland für die 
Politik des Staates Israel. Natürlich hat der Kon-
flikt Auswirkungen auf die Situation in Deutsch-
land. Beide Seiten haben Opfer unter ihren 
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Verwandten und Bekannten zu beklagen. Soli-
darisierungen mit der jeweiligen Seite sind da-
her menschlich und selbstverständlich. Ge-
rade in dieser Situation muss aber auch die Ge-
meinsamkeit der Interessen beider Bevölke-
rungsgruppen in Deutschland betont werden. 
Sowohl Muslime als auch Juden sind mit men-
schenverachtenden und herabwürdigenden 
Stereotypen konfrontiert. Sie eint der Kampf 
gegen Diskriminierung, Rassismus und Aus-
grenzung – oder positiv formuliert: der Kampf 
um gleichberechtigte Teilhabe. 
 
In dieser Situation ist es absurd, Angst zu schü-
ren, indem übertrieben und medienwirksam 
ein allgegenwärtiger muslimischer Antisemi-
tismus beschworen wird. Die Zahlen des BKA 
sind eindeutig. Nach den letzten verfügbaren 
Zahlen wurden 2022 2185 politisch motivierte 
Kriminalitätsdelikte dem Phänomenbereich 
"rechts" und 38 Delikte dem Bereich "religiös 
motiviert" zugerechnet.1 Die Fokussierung der 
öffentlichen Debatte bedeutet ein Verschwei-
gen und Ignorieren des eigentlichen Problems. 
Die nicht von der Hand zu weisende Angst der 
Juden in Deutschland vor Übergriffen durch 
Muslime scheint durch eine unausgewogene 
mediale Berichterstattung erzeugt. 
 
Es ist ebenso problematisch, von einzelnen 
Muslimen/Palästinensern eine Verurteilung 
des HAMAS-Terrors zu verlangen, wie von ein-
zelnen Juden/Israelis in Deutschland eine Dis-
tanzierung von der Siedlungspolitik oder der 
Bombardierung des Gazastreifens. Mit jedem 
Bekenntnis- und Distanzierungszwang wird 
eine Zurechnungs- und Verantwortungsge-
meinschaft konstruiert. Eine Erklärung muss 
nur der abgeben, dessen Gesinnung in Frage 
gestellt ist.  
 

II 

Die Einseitigkeit der Parteinahme für Israel er-
klärt sich aus der deutschen Geschichte. Wir 
gehen zu Recht davon aus, dass Deutschland 
eine besondere Verantwortung gegenüber Is-
rael hat. Deutschland hat aber eine ebenso 
große historische Verantwortung gegenüber 

 
1 https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/down-
loads/DE/veroeffentlichungen/nachrichten/2023/05/pm

Palästina.  Die Nakba, die Flucht und Vertrei-
bung von 700 000 arabischen Palästinensern 
aus dem britischen Mandatsgebiet nach der 
Gründung des Staats Israel, ist auch eine Folge 
des Nationalsozialismus.  Ohne den Holocaust 
wäre das Verhältnis zwischen Israelis und Pa-
lästinensern heute ein anderes.    
 
Es ist zwar verständlich, dass unter dem Ein-
druck der terroristischen Gewalt vom 7. Okto-
ber das Leid und der Schmerz der israelischen 
Opfer und die Betroffenheit der Juden in 
Deutschland breiten Raum in der öffentlichen 
Aufmerksamkeit eingenommen haben. Ein 
zentrales Element für ein friedliches Zusam-
menleben aber ist die gleiche Empathie gegen-
über allen gesellschaftlichen Gruppen. Es kann 
nicht sein, dass dem Ausdruck von Leid und Be-
troffenheit der einen gesellschaftlichen Gruppe 
breiter Raum gegeben wird, während das Leid 
der anderen Gruppe weit weniger Empathie er-
fährt.  
Es ist für Palästinenser nicht nachvollziehbar, 
wenn das Existenzrecht Israel als Vorausset-
zung zum Leben in Deutschland gemacht wird, 
das Existenzrecht Palästinas dagegen völlig 
ausgeblendet wird. 
 

III 

Die Frage, wer letztlich schuld ist, kann nicht 
beantwortet werden. Die Angriffe der Hamas 
am 7. Oktober hatten eine Vorgeschichte, und 
es ist kaum zu bestreiten, dass sie eine neue Di-
mension des Konflikts eröffnet haben. Auch die 
Frage, ob vorrangig die israelische Armee für 
das Leid der Zivilbevölkerung in Gaza verant-
wortlich ist oder ob die HAMAS dies zur Durch-
setzung ihrer Ziele provoziert, lässt sich nicht 
beantworten.  Sie fällt je nach Standpunkt un-
terschiedlich aus. 
 
Wenn es um das Zusammenleben in Deutsch-
land geht, führt die Fixierung auf die Schuld-
frage in eine Sackgasse. Deshalb ist es zulässig 
und wichtig, dass jede Seite ihre Betroffenheit, 
ihre Wut, ihr Leid im Rahmen des Rechtsstaates 
sanktionsfrei äußern darf – dass aber keine 
Seite verlangen kann, dass sich der Rest der 
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Gesellschaft "ohne wenn und aber" auf ihre 
Seite – und gegen die andere Seite – stellt.  
 
Die für alle verbindliche Ethik muss lauten Ver-
ständnis für das Leid des anderen. Es muss ak-
zeptiert werden, dass unter dem Eindruck der 
Gewalt der Hamas Erinnerungen an den Holo-
caust und unter dem Eindruck des Vorgehens 
der israelischen Armee Erinnerungen an die 
Nakba wach werden.  
 

IV 

Die einseitige Parteinahme von Politik und – 
trotz zunehmend auch differenzierter und kri-
tischer Berichterstattung – die überwiegend 
auf Seiten Israels positionierte Medienland-
schaft haben zu einem gravierenden Entfrem-
dungsprozess vor allem zwischen deutschen 
Muslimen und der Mehrheitsgesellschaft ge-
führt. Viele Muslime fühlten sich ausgegrenzt 
und in eine Ecke gestellt. Sie haben verständli-
cherweise das Gefühl, dass muslimisches Le-
ben weniger zählt als jüdisches. Das ist eine 
große Belastung für das zukünftige Zusam-
menleben. 
 
Muslime in Deutschland sehen sich besonders 
durch die Debatten um den Entzug von Staats-
angehörigkeit einem Bekenntnis- und Erklä-
rungszwang ausgesetzt und die Selbstver-
ständlichkeit ihrer Zugehörigkeit zur deut-
schen Gesellschaft wird in Frage gestellt.  Ein 
solcher Bekenntniszwang ist ebenso undemo-
kratisch wie eine konditionale Zugehörigkeit. 
Beides stellt die Integrität in Frage. Sie ist Aus-
druck eines Generalverdachts, unter den eine 
Gruppe gestellt wird. 
 

V 

Im Umgang mit Antisemitismus sind wichtige 
Standards entwickelt worden, die auch für den 
Umgang mit antimuslimischem Rassismus 
und anderen Gruppen gelten müssen. Die glei-
che Sensibilität für Übergriffe und Verletzun-
gen ist erforderlich. Dies gilt auch für die Aus-
stattung der Stellen, die antisemitische oder 
antimuslimische Straftaten erfassen. 

 
 

VI 

Unsere Sorge gilt aber auch der Freiheit der 
Wissenschaft. Wir erleben derzeit, dass ganze 
Theoriestränge wie die postkoloniale Theorie 
und die Genderforschung unter Antisemitis-
musverdacht gestellt werden, weil die dort ent-
wickelten macht- und rassismuskritischen An-
sätze auch – aber eben nicht nur – auf Israel be-
zogen werden.  
 
Es ist abwegig, diese Ansätze und die Antisemi-
tismusforschung aus politischen Gründen ge-
geneinander auszuspielen. Was alle diese The-
oriestränge eint, ist der Kampf gegen gruppen-
bezogene Menschenfeindlichkeit.  Diese Theo-
riestränge haben wichtige Ansätze entwickelt, 
um antisemitische oder rassistische Handlun-
gen zu erkennen und zu identifizieren.  Alle drei 
genannten Theoriestränge sind einem Huma-
nismus verpflichtet. Gemeinsam ist ihnen auch 
die Thematisierung von Machtstrukturen. 
 
Ein wichtiger Beitrag der Theoriestränge ist die 
Sensibilisierung für Machtpositionen zum Er-
kennen/Wahrnehmen von Hierarchisierungen 
und Ausgrenzungen. Insbesondere die Ausei-
nandersetzung mit strukturellem Rassismus 
(z. B. in Schulen) hat gezeigt, dass auch Men-
schen, die sich dessen nicht bewusst sind, ras-
sistisch oder antisemitisch handeln können. 
Die Sensibilisierung für solche Zusammen-
hänge ist ein wichtiger Lernprozess.  In diesem 
Zusammenhang ist es wichtig, ein Gespür dafür 
zu entwickeln, wo israelbezogener Antisemitis-
mus oder Ausgrenzung von Muslimen durch Be-
kenntniszwang stattfinden. 
 

VII 

Zugleich ist es für die politische Auseinander-
setzung mit allen Formen gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit wenig hilfreich, die 
Grenzen zwischen einem primär von Hass und 
prinzipieller Ablehnung geprägten "klassi-
schen" Rassismus/Antisemitismus einerseits 
und einem primär von Unsensibilität und Igno-
ranz geprägten strukturellen Rassismus ande-
rerseits zu negieren. Auch wenn die Unterschei-
dung nicht immer einfach ist und die Grenzen 
fließend sind: Bei Ersterem versagen 
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Argumente – hier sind Sanktionen gefragt; bei 
Letzterem sind Argumente zentral und 
Sprechverbote oder gar Sanktionen kontra-
produktiv. Denn hier geht es um die schwierige 
Aufdeckung von Strukturen, die Ausgrenzung 
oder Ächtung zur Folge haben – auch wenn 
dies den Akteuren nicht bewusst und von 
ihnen nicht gewollt ist. Ebenso wichtig ist es 
zwischen einem grundlegenden und einem 
konjunkturellen Antisemitismus zu unter-
scheiden, der eng mit der Krise im Nahen Os-
ten verbunden ist. 
 
Dies ist deshalb zu betonen, weil insbesondere 
seit dem 7. Oktober in der Auseinandersetzung 
mit Antisemitismus diese Unterscheidungen 
zunehmend aus dem Blick geraten.  Eine wich-
tige Rolle spielte dabei die Initiative zur Über-
nahme der IHRA-Definition von israelbezoge-
nem Antisemitismus durch den Bundestag. 
Die Autor_innen dieser Definition beabsichtig-
ten damit, auf die Tatsache hinzuweisen, dass 
Israelkritik antisemitisch aufgeladen oder mo-
tiviert sein kann. Die Argumentation wurde an-
hand von Beispielen verdeutlicht. Es war nicht 
beabsichtigt, Kritik am Staat Israel oder seiner 
Politik zu unterbinden. Indem der Bundestag 
Überlegungen, die der Sensibilisierung und 
Öffnung der Diskussion dienen sollten, in ei-
nen quasi-rechtlichen Kriterienkatalog gegos-
sen und damit zu Instrumenten der Disziplinie-
rung und Ausgrenzung gemacht hat, hat er die 
ursprüngliche Intention in ihr Gegenteil ver-
kehrt. 
 

VIII 

Wenn die Förderung von Kultureinrichtungen 
oder wissenschaftlichen Projekten von völlig 
unklaren Kriterien abhängig gemacht wird, 
wird die Diskussion eher verhindert als ver-
sachlicht. Der Antisemitismusverdacht wird in-
flationär ausgeweitet, wenn ein Aufruf zum 
Waffenstillstand als antisemitisch bewertet 
wird oder wenn er gegen jüdische Intellektu-
elle wie Judith Butler, Masha Gessen und an-
dere erhoben wird, weil sie wie Butler die BDS-
Resolution unterstützen oder wie Gessen die 
Situation in Gaza mit der eines jüdischen 
Ghetto in Osteuropa unter nationalsozialisti-
scher Besetzung vergleichen.  Es ist absurd, 

dass diese jüdischen Stimmen von deutschen 
Kulturinstitutionen oder Universitäten nicht 
mehr eingeladen werden können, weil sie auf-
grund der schematischen Antisemitismusdefi-
nition des Bundestages als antisemitisch einge-
stuft werden. Einer sachlichen Auseinanderset-
zung mit den Gründen, die diese Intellektuellen 
zu ihren Einschätzungen veranlasst haben, 
wird damit der Boden entzogen. Die Gefahr, die 
von diesen völlig unangemessenen Einschät-
zungen für die Bekämpfung des Antisemitis-
mus ausgeht, liegt auf der Hand: Sie schaden 
der Glaubwürdigkeit. Der Schaden für die poli-
tische Kultur wird besonders deutlich, wenn 
Bundestagsabgeordnete aus Angst vor Antise-
mitismusvorwürfen das Elend in Gaza nicht auf 
die Tagesordnung setzen wollen.   
 

IX 

Das besondere Problem der gesellschaftlichen 
Polarisierung ist das Gedeihen einer Bespitze-
lungs- und Denunziationskultur. Auf beiden 
Seiten existieren Prangerlisten von Personen 
und Kultur- und Wissenschaftseinrichtungen, 
die aufgefallen sind, sei es, weil sie sich pro- 
israelisch verhalten haben, sei es, weil sie der 
BDS-Bewegung "nahestehen", an israelkriti-
schen Demonstrationen teilgenommen haben 
oder mit Institutionen kooperieren, denen eine 
israelkritische Haltung vorgeworfen wird. In 
der Regel verzichten diese Denunziationslisten 
auf eine inhaltliche Auseinandersetzung. So 
trifft das Attribut "BDS-nah" auch Personen, die 
irgendwann einmal eine BDS-Resolution unter-
zeichnet haben. Der Inhalt der Resolution, Stel-
lungnahmen oder Petitionen spielt dann keine 
Rolle mehr. 
 
Ob durch die Entschließung des Bundestags ge-
deckt oder nicht, ändert nichts daran, dass 
diese Listen gegen die Ethik einer freiheitlichen 
Gesellschaft verstoßen.  Sie sind Waffen im 
Dienste einer Kultur der Abschottung. Sie ha-
ben Droh- und Einschüchterungscharakter und 
kommen einer Wahrheitsverordnung gleich. 
 

X 

Es muss zu den Kernaufgaben von Universitä-
ten, Forschungseinrichtungen und Kulturinsti-
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tutionen gehören, in stark polarisierten gesell-
schaftlichen Momenten schwierige Diskussio-
nen zu ermöglichen. Dazu gehört, Diskussions-
räume zu erhalten und nicht einzuschränken. 
Dazu gehört auch, unterschiedliche politische 
und wissenschaftliche Positionen auszuhal-
ten. Die Grenzen sind menschenverachtender 
Hass – nicht aber unterschiedliche Bewertun-
gen historischer, politischer, religiöser, kultu-
reller, ökonomischer, ethnischer und national-
istischer Konfliktdimensionen. Die Ausgren-
zung von Wissenschaftler_innen, die ihre im 
Grundgesetz verankerte Wissenschafts- und 
Meinungsfreiheit wahrnehmen, darf kein Mit-
tel der Auseinandersetzung sein; sie verhin-
dert vielmehr notwendige Debatten. Insbe-
sondere ist der Boykott von Wissenschaft-
ler_innen abzulehnen, ob er nun im Namen 
der Palästina-Solidarität gegen Wissenschaft-
ler_innen aus Israel oder im Namen der Antise-
mitismusbekämpfung gegen postkoloniale 
Wissenschaftler_innen, deren Positionen als 
israelkritisch wahrgenommen werden, erfolgt.  
 
Diese kulturellen und wissenschaftlichen Frei-
räume sind gerade angesichts der Zuspitzun-
gen auf Social-Media-Plattformen wie Face-
book und X (ehemals Twitter) von zentraler 
Bedeutung. Diese reduzieren komplexe Dis-
kussionen oft auf wenige Zeichen und instru-
mentalisieren sie für verkürzte und tendenzi-
öse Angriffe.  Zunehmend prägen plakative Be-
wertungen gesellschaftlich komplexer Kon-
fliktdynamiken und undifferenzierte Vorwürfe 
des Antisemitismus oder der Palästinafeind-
lichkeit den demokratischen Diskurs in der Öf-
fentlichkeit und führen zu Gesprächsabbrü-
chen.  
 
Die Diskussion ist inzwischen so zugespitzt, 
dass der Wissenschafts- und Kulturstandort 
Deutschland gefährdet ist. Antisemitismus- 
Vorwürfe gehen, unabhängig davon wie be-
gründet sie sind, mit Entlassungen und de 
facto Berufsverboten an bestimmten, insbe-
sondere staatlich geförderten Einrichtungen 
einher. Bei ausländischen Personen kann da-
mit der Verlust des Aufenthaltstitels verbun-
den sein. 
 

XI 

Ein besonderes Anliegen ist die Situation in den 
Schulen. Die Arbeit mit Kindern und Jugendli-
chen erfordert besondere Sensibilität und Ver-
ständnis. Gerade in der Schule wirken sich 
Sprechverbote, Erklärungszwänge und Distan-
zierungsgebote problematisch aus. Schülerin-
nen und Schüler müssen die Möglichkeit ha-
ben, in einer angstfreien und geschützten At-
mosphäre Positionen, die sie aus ihrem Umfeld 
(Netzwerk, Elternhaus) kennen, in der Schule 
zur Sprache zu bringen. 
 
Gerade im Schulunterricht ist bei kontroversen 
Themen die Auseinandersetzung mit kontro-
versen Positionen notwendig. Der Versuch, 
über die IHRA-Verbindlichkeit herzustellen, un-
tergräbt das Gebot der Befähigung zu demo-
kratischem Denken. Sie ist auch deshalb kont-
raproduktiv, weil solche Denkvorgaben erfah-
rungsgemäß die Glaubwürdigkeit der Institu-
tion Schule bei den Schülern in Frage stellen 
und einem aus Trotz geborenen Widerstand – 
und in diesem Fall eben dem Antisemitismus –
Vorschub leisten. 
 

XII 

Schließlich besteht eine weitere Sorge darin, 
dass der aktuelle Diskurs die Diskussion über 
eine vernünftige Migrationspolitik belastet. Die 
Bereitschaft, humanitäre Fluchtmöglichkeiten 
offen zu halten, nimmt ab. Leidtragende sind 
die Flüchtlinge und Schutzsuchenden.    
 
Prof. Dr. Werner Schiffauer lehrte Vergleichende 
Kultur- und Sozialanthropologie an der Europa-
Universität Viadrina, Frankfurt (Oder) und war 
Vorstandsvorsitzender des Rats für Migration. 
 
Dieses Positionspapier geht auf eine Diskussion 
mit Gästen u. a. aus dem muslimischen Bereich 
im Januar 2024 in der Maecenata Stiftung zu-
rück.   
 
 
 
 

 
 




